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• Kränze an der Mauer
Uber 6000 Berliner ehrten Peter Fechter

Uber 6000 Berliner besuchten im Ver­
lauf des 17. August das Mahnmal für 
Peter Fechter, der vor einem Jahr an der 
Mauer in der Zimmerstraße von Grenz­
polizisten erschossen, worden war. Bereits 
in den frühen Morgenstunden hatten der 
Regierende Bürgermeister Willy Brandt 
und US-Stadtkommandant General Polk 
Kränze niedergelegt. Ständig waren Grup­
pen von 50 Personen am Mahnmal ver­
sammelt.

Die Gedenkstätte war mit vier schwarz­
umkleideten Pylonen geschmückt. Bereit­
schaftspolizisten und Angehörige des Ber­
liner Freiheitsbundes hielten die Ehren­
wache.

Schon am Vorabend hatte ein starkes 
|^lizeiaufgebot alle Zufahrtsstraßen zur

Neue Pläne ■
OS. Die vierstündige Rede ULBRICHTS 

in der Volkskammer sollte ein Hymnus 
auf das „Wirtschaftswunder DDR" sein. 
In Wahrheit demonstrierte sie folgendes: 
1. wie kurz die Kette ist, an der CHRU­
SCHTSCHOW im Interesse seines großen 
weltpolitischen Spiels ULBRICHT hält, 
2. wie groß der Abstand zwischen der 
Zone und der Bundesrepublik und zwi­
schen ULBRICHTS Versprechungen und 

Gedenkstätte abgesperrt. Nur ein schma­
ler Zugang für kleinere Gruppen von Fuß­
gängern blieb frei. Am Abend des 
13. August war es an dieser Stelle der 
Sperrmauer zu Zwischenfällen gekommen. 
Die sowjetzonale Grenzpolizei hatte ihre 
Posten gegenüber dem Mahnkreuz ver­
stärkt.

Vor einem Jahr war Peter Fechter beim 
Versuch, gemeinsam mit einem Freund zu 
flüchten, von den Kugeln der sowjetzona­
len Posten getroffen worden, als er schon 
den Mauersims erreicht hatte. Seinem 
Freund glückte die Flucht. Der 18 Jahre 
alte Fechter verblutete unmittelbar am 
Fuße der Mauer.

■ alter Betrug
der Wirklichkeit ist, 3. wie stark auch 
heute noch die Widerstände in der Be­
völkerung gegen das SED-Regime sind 
und 4. daß selbst unter den Verhältnissen 
der Zone dieser Widerstand soziale Er­
folge — wenn auch unscheinbare — er­
zwingen kann.

Zu den außenpolitischen Ereignissen 
beschränkte sich ULBRICHT auf die von 
ihm erwartete Billigung der Politik 



CHRUSCHTSCHOWS gegenüber den 
USA und gegenüber China. Die alten For­
derungen nach Abschluß eines Friedens­
vertrages innerhalb eines befristeten 
Zeitraums und der Umwandlung Westber­
lins in eine „Freie Stadt" mit Abzug der 
Westmächte sind endgültig in die Rum­
pelkammer gestellt worden.

Die Einengung seines Aktionsradius' 
durch CHRUSCHTSCHOW ließ ihm ledig­
lich Spielraum für einen kleinen Über­
raschungscoup: Die eilfertige Anmeldung 
des Beitritts zum Vertrag über die Ein­
stellung der Kernwaffentests.

Um so ausführlicher wurde ULBRICHT 
auf innerpolitischem Gebiet. Er wärmte 
dabei wieder den alten Satz auf, daß „die 
DDR unvergleichlich mehr für das Lebens­
niveau der Bevölkerung geleistet hat" als 
die Bundesrepublik. Nun weiß heute 
jedes Schulkind in beiden Teilen Deutsch­
lands, daß der Lebensstandard in West­
deutschland erheblich höher ist, als der 
der Zonenbevölkerung. Das drückt sich 
nicht nur in niedrigeren Durchschnitts­
preisen als in der Zone aus — einzelne 
Positionen wie Mieten und Fahrpreise, die 
ULBRICHT herausstellte, ändern nichts 
daran — sondern auch in höheren Löhnen, 
kürzerer Arbeitszeit, kurz: im ganzen Stil 
des Lebens. Die Spekulation ULBRICHTS, 
daß die Bewohner der Zone solche Be­
hauptungen nach Errichtung der Mauer 
nicht mehr kontrollieren können, dürfte 
fehlgehen. Er schlug sich übrigens selbst, 
als er feststellte, daß die Arbeitsproduk­
tivität in Westdeutschland um 25 Pro­
zent höher sei als in der Zone (auf der 
Leipziger Messe vor 1% Jahren sprach er 
noch von 20 Prozent). Da das ja nach 
LENIN „das Entscheidende" ist, wider­
legte er sich damit selbst.

Neben diesen mißglückten Vergleichen 
war das Kernstück seiner Rede die An­
kündigung einiger sozialer Verbesserun­
gen und die Zitierung einiger Zahlen aus 
dem bisher noch nicht veröffentlichten 
Perspektivplan für 1964 bis 1970. Als 
„Früchte guter Arbeit" kündigte er die 
Zahlung von Nachtschichtprämien, die Ge­
währung eines „leistungsabhängigen" Zu­
satzurlaubs, die Verlängerung des 

Schwangerschaftsurlaubs von 11 auf 
14 Wochen und eine Erhöhung und Diffe­
renzierung der Renten an. Die meisten 
dieser Maßnahmen sind Ergebnisse des 
zähen Kampfes der Arbeiter der Zone. 
Mit den Nachtschichtprämien will UL­
BRICHT den Widerstand gegen die Ein­
führung des Dreischichten-Systems bre­
chen. Bezeichnend für ihn ist es, daß er 
diese Konzession gleich mit einer neuen 
Schikane verbindet: Er differenziert die 
Schichtprämien von höchstens 7 Mark je 
„nach der Erfüllung der Planaufgaben", 
und er bezieht den bisherigen tariflichen 
Nachtzuschlag von 10 Prozent in die neue 
Schichtprämie ein. Dadurch wird für vie^^ 
Arbeiter die neue „Errungenschaft" nl^P 
auf dem Papier stehen, da die Differenz 
zwischen dem bisherigen tariflichen Zu­
schlag und der kommenden Nachtschicht­
prämie nur bei voller Erfüllung der Pläne 
nennenswert sein wird.

Mit der Verlängerung des Schwanger­
schaftsurlaubs gibt ULBRICHT den arbei­
tenden Frauen nur, was sie sich längst 
genommen haben. Nach den Veröffent­
lichungen der Zonenstatistiker betrug die 
Ausfallzeit bei Schwangerschaft im Durch­
schnitt 100 Tage, während sie nach dem 
Gesetz nur 77 Tage betragen durfte. Die 
Frauen hatten sich also bereits genom­
men, was ULBRICHT ihnen nachträglich 
„genehmigt". Noch raffinierter ist der Be­
trug mit dem Zusatzurlaub. Bekanntlich 
wurde im Vorjahr der Urlaub von Millio­
nen Zonenarbeitern auf 12 Arbeitstage 
gekürzt. Das rief steigende Erbitterung 
unter der Arbeiterschaft hervor, zumal in­
zwischen in der Bundesrepublik der g^fe 
setzliche Mindesturlaub auf 15 bzw. 18 A^^ 
beitstage erhöht wurde. Jetzt hat UL­
BRICHT auch hier nachgeben müssen, 
gleichzeitig aber die vier Tage Zusatz­
urlaub auf diejenigen beschränkt, „die 
vorbildlich in der Erfüllung des Planes, 
in der Einstellung zur Arbeit und in der 
Einhaltung der Arbeitsdisziplin sind".

ULBRICHTS Pläne leiden an Schwind­
sucht. Der neue Perspektivplan ist der 
zweite Siebenjahrplan der Zone. Der erste 
sollte bis 1965 laufen und sah für die In­
dustrieproduktion eine Steigerung um 
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88 Prozent vor. Er wurde stillschweigend 
annulliert. Der neue Plan sieht bedeutend 
niedrigere Produktionssteigerungen vor, 
erfordert dagegen mit Investitionsmitteln 
von 10 bis 17 Milliarden Mark jährlich 
noch höhere Mittel als der erste Entwurf, 
den ULBRICHT auf dem letzten Parteitag 
bekanntgab. Je näher der Termin des Plan­
beginns kommt, desto höher wird die 
Ausbeutungsrate, die ULBRICHT fordert. 
Wie verantwortungslos diese Milliarden­
mittel von ULBRICHTS Bürokratie ver­
wirtschaftet werden, geht aus seinem Ein­

geständnis hervor, daß „bisher durch Zer­
splitterung und Verzögerung der Invest- 
bauten große Summen vergeudet worden 
sind". Der neue Perspektivplan wird 
dann auch nach der Rede ULBRICHTS da­
mit eröffnet, daß viele bereits begonnene 
Investbauten des alten Planes gestoppt 
werden sollen, die Zahl der „Investruinen“ 
wird sich also erhöhen. Das Urteil des 
Volkswirtschaftsrats stimmt also auch 
heute noch: eine wissenschaftliche Per­
spektivplanung hat es bisher in der Zone 
nicht gegeben.

SPD-Pressedienst

^Jlbrichts neue Rentenversprechungen
OS. In der Volkskammersitzung am 

31. Juli kündigte ULBRICHT eine Er­
höhung der Renten an. Er versprach, die 
Altersrenten je nach der Zahl der Be­
schäftigungsjahre zu erhöhen, und zwar 
will er für je zehn Jahre Berufsarbeit 
ganze 5 Mark zahlen. Mit keinem Wort 
erwähnte der SED-Chef seine Verspre­
chungen, die er auf der dritten Parteikon­
ferenz im März 1956 —■ zu einer Zeit, da 
die westdeutsche Diskussion um eine 
Rentenreform ihren Höhepunkt erreichte 
—• gemacht hatte. Damals sprach er von 
einer „Volkspension", die — wie es wört­
lich in der Begründung hieß — „unter den 
Verhältnissen der offenen Flanke der 
DDR nach Westdeutschland zu ent­
wickeln" sei. Die Altersrenten sollten in 
Zukunft 50 bis 70 Prozent des Durch­
schnittsverdienstes der letzten fünf Jahre 
Betragen. Mit der Zahlung dieser „Volks- 

ensionen" sollte im Jahre 1958 begon­
nen werden. Die SED setzte dann auch 
zur Vorbereitung der Gesetzgebung eine 
besondere Kommission ein, die jedoch 
bald darauf ihre Arbeit stillschweigend 
einstellte. Eine offizielle Begründung da­
für gab es nie.

Von den damals versprochenen Renten­
sätzen sagte ULBRICHT in der Volkskam­
mersitzung kein Wort. Selbst wenn die 
angekündigte Erhöhung erfolgen sollte, 
würden die Altersrenten der Zone immer 
noch bei rund 30 Prozent der gegenwär­

tigen Durchschnittsverdienste liegen. Zwi­
schen durchschnittlicher Altersrente und 
Durchschnittsverdienst in der Zone be­
stand in den letzten Jahren folgende Re­
lation: 

jah durchschn.
Altersrente 

monatl. 
Durchschnitts­
einkommen
531 DM (alle
555 DM Bereiche

1959 151,75 DM
1960 152,66 DM
1961 153,50 DM (geschätzt)578 DM.

In der Zone werden Mindestrenten für 
Alters- und Invalidenrentner gezahlt, die 
zur Zeit 115 DM monatlich betragen. Hin­
zu kommen noch Teuerungszuschläge von 
9 bzw. 5 Mark.

Für einen großen Teil der Rentenberech­
tigten, insbesondere für die ehemaligen 
Selbständigen, die Handwerker und 
Bauern, ist die vorgesehene Renten­
erhöhung eine schreiende Ungerechtigkeit. 
Für sie beginnt die Versicherungszeit erst 
mit ihrem Eintritt in die Zwangsversiche­
rung. Auch eventuelle Lehrjahre vor 1945 
werden bei längerer Selbständigkeit nicht 
angerechnet, da die zonale Rentengesetz­
gebung noch eine Zweidritteldeckung ver­
langt.

ULBRICHTS Rentenversprechungen sind 
daher völlig unzureichend. Trotzdem wer­
den sie für viele Rentner eine Erleichte­
rung sein.
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Zeitgeschehen : SPD-Pressedienst

„Ist es gelungen ..."
Großartiger Erfolg beim Ausräumen der Nazirichter

sp — Mehrere Zeitungen der Bundes­
republik veröffentlichten folgende Mel­
dung:

„Düsseldorf (dmt). In Nordrhein-West­
falen ist es gelungen, alle 46 Richter, 
die durch ihre Tätigkeit im Dritten 
Reich belastet waren, dazu zu bewegen, 
sich vorzeitig pensionieren zu lassen. 
Dies teilte der nordrhein-westfälische 
Justizminister Dr. Sträter in Düsseldorf 
mit. Die sogenannte .Dunkelziffer', das 
heißt, die Zahl derjenigen Richter, die 
möglicherweise noch belastet sind und 
deren Tätigkeit womöglich erst durch 
einen Hinweis aus dem Ostblock be­
kannt werden könnte, sei nicht zu 
schätzen."

Das Interessante an dieser Meldung ist 
die Redewendung „ist es gelungen". Das 
bedeutet also, jenen Richtern, die unter 
Hitler Unrecht gesprochen haben, ist es 
gelungen, jahrelang die Gehälter des de­
mokratischen Staates zu kassieren, und 
es ist ihnen auch gelungen, den Absprung 
in die. Pensionierung zu finden. Wenn, 
man das so liest, könnte der Eindruck ent* 
stehen, wir seien mächtig stolz darauf, 
dieses „Gelingen" herbeigeführt zu ha­
ben. Die Freude über die großartige Lei­
stung könnte nur getrübt werden, wenn 
„Dunkelmänner" durch Hinweise aus dem 
Ostblock noch nachträglich in das helle 
Rampenlicht der Öffentlichkeit gerückt 
werden. Also warten wir.

Wie vornehm sind wir doch!

Bezirkliche Nachrichten:
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